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FBP-Nommationsversammlungen und Vorstellung von Markus Büchel 
A m  Sonntag findet in Ruggell die erste FBP-Ortsgruppenversammlung statt, die der Nominierung der Landtagskandidaten gilt 

Markus Büchel, FBP-Kandidat für 
das Amt des Regierungschefs, ist in­
zwischen keine unbekannte Persön­
lichkeit mehr. In wenigen Wochen hat 
er es geschafft, in einer breiteren Öf­
fentlichkeit bekannt zu werden. Die 
FBP-Nominationsversammlungen für 
die Landtagskandidaturen, die am 
Sonntag in Ruggell beginnen, bilden 
für ihn eine weitere Plattform, um sich 
den Wählerinnen und Wählern vorzu­
stellen. 

Die FBP-Ortsgruppe, aus der  Mar­
kus Büchel als offizieller FBP-Regie-
rungschefkandidat stammt, macht den 
Auftakt der  Nominationsversammlun-
gen, die sich in den nächsten Wochen 
in einem dichtgedrängten Terminka­
lender niederschlagen. Die FBP kann, 
wie aus dem Präsidium und dem Wahl-
ausschuss verlautete, sowohl auf be­
währte Kräfte bisheriger Mandatare 
zählen wie auch neue Kandidatinnen 
und Kandidaten präsentieren. 

Verschiedene Landtagsabgeordnete, 
die seit Jahren die FBP im Landtag 
vertreten, wollen sich aus der anforde­
rungsreichen politischen Arbeit 
zurückziehen, während andere 
nochmals ihre Kraft in den Dienst der  
FBP und der Allgemeinheit stellen 
wollen. Diese Konstellation bringt es 
mit sich, dass in einem ausgewogenen 
Mass bewährte Kräfte mit Erfahrung 
zur FBP-Mannschaft zählen werden, 
die ergänzt wird durch neue Persön­
lichkeiten, die neue Ideen und neuen 
Schwung in die politische Arbeit brin-

Markus Büchel, FBP-Kandidat f ü r  das A m t  des Regierungschefs, beginnt bei den Nominationsversammlungen in den FBP-
Ortsgruppen mit seiner Vorstellungsrunde. Als erste Ortsgruppe wird Ruggell die Kandidaten für  den Landtag nominieren. 
Die anderen Gemeinden folgen in den nächsten Wochen. (Bild: Beat Schürte) 

gen möchten. In den FBP-Ortsgrup-
penversammlungen de r  nächsten Wo­
chen werden diese Kandidatinnen und 
Kandidaten der  Öffentlichkeit vorge­
stellt. Gleichzeitig ergreift Markus 

Büchel, der offizielle FBP-Kandidat 
für das A m t  des Regierungschefs, die 
Gelegenheit, um sich in den Ortsgrup­
p e n  vorzustellen. Seine sympathische 
Art ,  seine Offenheit, aber auch sein 

umfassendes Wissen über die Aussen-
politik wie auch über aktuelle innen­
politische Fragen hat e r  seit seiner No­
minierung mehrfach unter Beweis ge­
stellt. 

AHV/TV-Leistungsverbesserungen 
Landtag begrüsst Abänderung des AHV- und IV-Gesetzes 

(M.)- Durchwegs auf Zustimmung 
stiess am späten Donnerstagabend im 
Rahmen der ersten Lesung die Abände­
rung des AHV- und IV-Gesetzes (vorge­
zogene Leistungsverbesserungen der 10. 
AHV-Revision). Demzufolge sollen die 
Ehepaar-Altersrente inskünftig grund­
sätzlich getrennt ausbezahlt werden, die 
Rentner mit niedrigerem Einkommen 
eine erhöhte Rente bekommen und eine 
Hilflosenentschädigung an Altersrent­
ner in Zukunft auch bei Hilflosigkeit 
mittleren Grades ausbezahlt werden. 
Neu ist weiters eine Erziehungsgut­
schrift für geschiedene und getrennte 
Flauen, die früher eines oder mehrere 
Kinder zu betreuen hatten. 

Dieselben Leistungsverbesserungen 
wurden bereits von der Schweizer Bun­
desversammlung verabschiedet und tre­
ten am 1. Januar 1993, respektive am 
1. Januar 1994 (Erziehungsgutschrift für 
Frauen) in Kraft. Infolge des engen Ver­
tragsverhältnisses mit der  Eidgenossen­
schaft auf dem Gebiet der  staatlichen 
Sozialversicherungen sollen die bei der 
liechtensteinischen A H V  und IV Versi­
cherten zum gleichen Zeitpunkt wie die 
Schweiz dieselben Leistungsverbesse­
rungen in Anspruch nehmen können. 

Getrennte Auszahlung 
Hinsichtlich des Gleichberechtigungs­

grundsatzes sollen inskünftig die Ehe­
paar-Altersrente sowie auch die Ehe­
paar-Invalidenrente nicht mehr dem 
Mann, sondern dem Ehepaar gemein­

sam zustehen, so dass die Auszahlung! -
sofern nicht anders gewünscht hälftig 
und getrennt vorgenommen wird. 

Erziehungsgutschrift 
Mit de r  Einführung einer Erziehungs­

gutschrift für geschiedene oder ge­
trennte Frauen sollen diese eine bessere 
Altersrente erzielen. Auf Antrag kann 
der einfachen Altersrente eine jährliche 
Erziehungsgutschrift in Höhe de r  dreifa­
chen minimalen einfachen Altersrente 
angerechnet werden. 

Mehr Rente für Schwächere 
Eine neue Rentenformel sieht vor 

allem eine Besserstellung der  wirtschaft­
lich schwächeren Rentenbezüger vor. Im 
Maximalfall (durchschnittliches Jahres­
einkommen von 32400 Franken) ist eine 
Rentenerhöhung von 108 Franken ge­
plant. Die  A H V  rechnet damit, dass ihr 
durch die Änderung der Rentenformel 
jährliche Mehrausgaben von 1,2 Mio. 
Franken anfallen. 

Landtag stimmte mehrheitlich für den Verpflichtungskredit 
(G.M.) - Wenn es nach dem Landtag 

geht, kann das geplante Regierungsvier­
tel verwirklicht werden. Das Parlament 
stimmte nach einer nochmaligen Erörte­
rung verschiedener fragen über den 
Standort, das Aussehen und die Integra­
tion des Landtagsgebäudes in das Regie­
rungsviertel dem erforderlichen Kredit 
von 58,5 Mio. Franken mit 20 gegen S 
Stimnien zu. Der Finanzbeschluss wird 
nun zum Referendum ausgeschrieben. 

Das Regierungsviertel hat, wenn e s  
einmal verwirklicht ist, eine lange Ge­
schichte hinter sich. Zu r  relativ langen 
Planungsphase mit einem Ideen- und 
Architekturwettbewerb kamen Pro­
bleme wie die Verkehrsführung im Zen­
trum von Vaduz sowie die Planung mit 
einem Grundstück der Fürst von Liech­
tenstein-Stiftung, was schliesslich in 
einem Tauschvertrag zwischen Regie­
rung und Fürst Hans-Adam II. einen ak­
zeptablen Abschluss fand. 

Im Landtag, der sich zweimal mit der  
Kreditgewährung befasste, wurde auch 

am Donnerstag betont, dass es nicht nur 
um das Landtagsgebäude gehe, sondern 
dass das geplante Regierungsviertel 
noch weitere Bauwerke umfasse, die als 
Verwaltungsgebäude oder Museums­
bauten der Öffentlichkeit dienten. Die 
Abgeordneten versuchten mit diesen 
Hinweisen dem Eindruck entgegenzu­
wirken, dass die 58,5 Mio. Franken allein 
für ein Parlamentsgebäude mit integrier­
tem Konferenzteil für Tagungen aufge­
wendet werden müssten. 

De r  Landtag hatte sich deshalb zwei­
mal mit dem Kreditantrag der  Regie­
rung zu befassen, weil über Antrag der 
FBP-Fraktion für die zweite Bauphase 
ebenfalls ein detaillierter Kreditantrag 
verlangt wurde. Die Regierung hatte in 
ihrem ursprünglichen Antrag nur  eine 
Hochrechnung aufgrund der Kubaturen 
vorgenommen. Der Unterschied belief 
sich auf 4,5 Mio. Franken. 
Mehr über die Kreditgenehmigung im In­
nern der heutigen Ausgabe. 

«Nichtbeachtung der Anlagerichtlinien» 
Regierungschef Hans Brunhart unter Beschuss wegen Darlehensgewährung aus der Pensionskasse 

(G.M.) - «Die Fraktion der Fortschrittlichen Bürgerpartei besteht auf einer umfassenden Aufklärung dieses Falles», er­
klärte FBP-Fraktionssprecher Dr. Ernst Walch im Landtag, als es um die Antwort der Regierung auf die FBP-Interpellati-
on wegen Gewährung von Darlehen aus der Pensionskasse der Staatsangestellten ging. Die Geschäftsprüfungskommission 
des Landtags hat nun den Auftrag, einen umfassenden Bericht vorzulegen. 

Bei der  Darlehensgewährung han­
delt es sich nicht um einen kleinen Be­
trag, sondern um die Summe von 
950 000 Fr. Das Darlehen an eine Pri­
vatperson wurde, entgegen den Richt­
linien de r  Pensionskasse, aber  auf 
offensichtlichen Druck von Regie­
rungschef Hans Brunhart, so weit das 
bis heute ersichtlich ist, aus der  
Pensionskasse gewährt, nachdem die 
Banken der  Region kein entsprechen­
des Darlehen gewährt hatten. 

Es bestehe der  Verdacht, erklärte 
FBP-Fraktionssprecher Dr.  Ernst 
Walch in seiner Stellungnahme, dass 
Regierungschef Hans Brunhart seine 
Amtsposition in Missachtung seiner 

Sorgfaltspflicht und der anwendbaren 
Gesetze verletzt habe, um mit fremden 
ihm indirekt anvertrauten Geldern ei­
nem Dritten einen ungerechtfertigten 
Vermögensvorteil zu verschaffen. Der  
Fraktionssprecher konnte sich bei sei­
nen Ausführungen auf ein Protokoll 
der  Geschäftsprüfungskommission 
stützen, wo es heisst: «Die Geschäfts­
prüfungskommission teilt die Ansicht 
der Ostschweizerischen Treuhandge­
sellschaft, dass es sich hier um eine 
Nichtbeachtung der Anlagerichtlinien 
handelt und die anvertrauten Gelder 
auf unzulässige Art  eingesetzt wur­
den.» Die FBP-Fraktion machte des­
halb den Vorschlag, dass die Ge­

schäftsprüfungskommission einen um­
fassenden Bericht erstelle, der  den 
Vorfall beleuchte, sowie Unterlagen 
zustelle aus den Akten. Der  Bericht 
sollte so bald wie möglich gemacht 
werden, damit sich der  Landtag be­
reits während der  nächsten Sitzung da­
mit befassen könne. 

Die Begeisterung für dieses gefor­
derte Vorgehen war  bei der  VU-Frak-
tion nicht sehr gross, doch der Hinweis 
auf  eine Untersuchungskommission 
Hess sie mehrheitlich dem Antrag zu­
stimmen. 

Mehr darüber im Innern der heuti­
gen Ausgabe. 

EG-Vizepräsident zu 
Gesprächen in Vaduz 

Der Vizepräsident der  EG-Kommis-
sion, Frans Andriessen, hielt sich am 
Freitag zu einem kurzen Besuch im Für­
stentum Liechtenstein auf. A m  späteren 
Nachmittag traf e r  mit Regierungschef 
Hans Brunhart und Regierungschef-
Stellvertreter Dr. Herbert Wille zu 
einem Gespräch über EWR- und EG-
Fragen zusammen. A m  Gespräch nah­
men auf  liechtensteinischer Seite auch 
Botschafter Prinz Nikolaus, Botschafter 
Dr. Benno Beck und Botschafter Roland 
Marxer, Leiter des Amtes für Auswär­
tige Angelegenheiten, teil. 

Nach dem Arbeitsgespräch mit der 
liechtensteinischen Regierung, das sich 
nach Angaben von Regierungschef Hans 
Brunhart auch über die Perspektiven der 
Integration Europas sowie über  die Hal­
tung Liechtensteins zur Integration 
drehte, traf EG-Vizepräsident Andries­
sen auf Schloss Vaduz mit Fürst Hans-
Adam II. zusammen. 

An  der  Pressekonferenz im Regie­
rungsgebäude standen Fragen über  ein 
liechtensteinisches EG-Beitrittsgesuch 
im Vordergrund. Ausländische Journali­
sten wollten angesichts des Landtagsent-

' scheids über die EWR-Abstimmung 
nach der Schweiz und de r  unterschiedli­
chen Auffassung des Fürsten in dieser 
Frage das weitere Vorgehen erkunden. 

Vizepräsident Andriessen glaubt 
nicht, dass zwischen EFTA-Staaten und 
der E G  bilaterale Verhandlungen ge­
führt werden können. 

Mehr über die Pressekonferenz auf 
Seite 3. 

TaK-Krise: Landtag 
unternahm Vorstoss 

Warum gibt es bis heute keine offizi­
elle Stellungnahme der  Behörden über  
die Situation des Theaters am Kirch­
platz? Wann kann das aus Sicherheits­
gründen geschlossene Theatergebäude 
wieder für den  Kulturbetrieb benutzt 
werden? - So lauten zwei von insgesamt 
sechs Fragen einer dringlichen Interpel­
lation, die im letzten Landtag zusätzlich 
in die Traktandenliste aufgenommen 
und am Schluss der  Sitzung zur bald­
möglichsten Beantwortung an die Regie­
rung überwiesen wurde. Nach Auffas­
sung der acht Abgeordneten beider 
Landtagsfraktionen, die die Interpella­
tion unterzeichneten, ist die rasche und 
umfassende Beantwortung der  gestellten 
Fragen im Interesse aller Beteiligten und 
soll mithelfen, den «qualitativ hochste­
henden kulturellen Betrieb möglichst 
bald wieder weiterführen zu können». 
Die Öffentlichkeit und besonders das 
TaK-Publikum im In- und Ausland wür­
den  schon seit längerer Zeit  auf die drin­
gend notwendigen Schritte zur Überwin­
dung der Krise warten, heisst es in der  
Begründung weiter. Den  Wortlaut der  
Interpellation finden Sie auf Seite 4 der 
heutigen Ausgabe. 


